
 

 

Landesarbeitsgericht Schleswig-Holstein 
 
Aktenzeichen:  3 Sa 208/12 
1 Ca 928 b/11 ArbG Neumünster 
(Bitte bei allen Schreiben angeben!) 

 
Verkündet am  19.06.2013 
 
Gez. … 
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 

 
 

 
 

 
Urteil 

 
Im Namen des Volkes 

 
 
In dem Rechtsstreit 
pp. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

hat die 3. Kammer des Landesarbeitsgerichts Schleswig-Holstein auf die mündliche 

Verhandlung vom 19.06.2013 durch die Vizepräsidentin des Landesarbeitsgerichts 

… als Vorsitzende und d. ehrenamtlichen Richter … als Beisitzer und d. ehrenamtli-

chen Richter … als Beisitzer 

 

für Recht erkannt: 
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Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Arbeitsgerichts Neumünster 

vom 18.04.2012 – 1 Ca 928 b/11 – wird auf ihre Kosten zurückgewiesen. 

 

Die Revision wird nicht zugelassen. 

 

.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Gegen dieses Urteil ist das Rechtsmittel der Revision nicht gegeben; im Übrigen wird 

auf § 72 a ArbGG verwiesen. 
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Tatbestand 

 

Die Parteien streiten im Berufungsverfahren nur noch um die Wirksamkeit einer frist-

losen Kündigung mit dem Vorwurf der Unterschlagung von Geldbeträgen. 

 

Der am ….1949 geborene Kläger war bei der Beklagten seit dem 03.08.1983 als 

Servicetechniker mit einem monatlichen Verdienst in Höhe von zuletzt 2.200,00 € 

brutto beschäftigt. Er füllt und entleert Spielautomaten mit Geldbeträgen in 5-stelliger 

Höhe und behebt auch Störungen.  

 

Die Beklagte beschäftigt zirka 40 Arbeitnehmer.  

 

Anfang 2011 führte die Beklagte eine neue Gerätegeneration ein. Danach führte sie 

ca. im März 2011 eine „Erhebung über den Wissensstand“ durch. Diese Erhebung ist 

u.a. beim Kläger schlecht ausgefallen. Seit Anfang Mai 2011 legte die Beklagte dem 

Kläger wiederholt den Abschluss eines Aufhebungsvertrages nahe. 

 

Mit Schreiben vom 25.07.2011 kündigte die Beklagte das Arbeitsverhältnis fristge-

mäß zum 29.02.2012. Am selben Tage schlossen die Parteien einen Abwicklungs-

vertrag (Blatt 6 ff. der Akte). Danach sollte das Arbeitsverhältnis aufgrund der Kündi-

gung aus betrieblichen Gründen mit Ablauf des 29.02.2012 enden, der Kläger ab 

dem 01.11.2011 freigestellt werden und eine Abfindung in Höhe von 10.000 € brutto 

erhalten.  

 

Drei Tage später, am 28.07.2011, konfrontierte die Beklagte den Kläger mit dem 

Vorwurf, er habe am 27.06.2011 anlässlich der Befüllung eines Gerätes bei einem 

Kunden in H...-N... 203,80 € unterschlagen. Der Kläger erwiderte darauf sinngemäß, 

dann sei er wohl vor Ort durcheinander gekommen und habe deswegen anscheinend 

weniger aufgefüllt und dem Kunden wohl zu viel ausgezahlt. Er habe wohl Mist ge-

macht. Im Zweifel zahle er das. Die genaue Formulierung ist streitig. 

 

Am 5.8.2011 ließ die Beklagte überprüfen, ob der Geldbetrag vom Kläger an sie er-

stattet worden ist. Das war nicht der Fall. Mit Schreiben vom 09.08.2011 kündigte die 
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Beklagte das Arbeitsverhältnis fristlos. Nach dem Kündigungsschreiben stützt sie 

diese Kündigung auf das Fehlen von rund 200,00 Euro, die unterbliebene Einzahlung 

in die Firmenkasse und eine demotivierende Äußerung gegenüber der Mitarbeiterin 

W... (Anl. K3, Bl. 9 d. A.). 

 

Der Kläger hat behauptet, er habe kein Geld unterschlagen. Wenn es denn über-

haupt tatsächlich fehle, dann sei dieses auf einen Auszahlungsfehler zurückzuführen, 

der im Zusammenhang mit der Bewältigung einer nachhaltigen Störung des Spielge-

rätes am 27.6.2011 aufgetreten sein müsse.  

 

Das Arbeitsgericht hat der am 15.08.2011 eingegangenen Kündigungsschutzklage 

stattgegeben. Das ist im Wesentlichen mit der Begründung geschehen, die Beklagte 

habe bereits keinen dringenden Verdacht einer Unterschlagung dargelegt. Auch ha-

be sie eine weitere Sachverhaltsaufklärung unterlassen. Jedenfalls sei auch ein Aus-

zahlungsfehler nicht weniger wahrscheinlich. Hinsichtlich der Einzelheiten wird auf 

Tatbestand, Anträge und Entscheidungsgründe des Urteils des Arbeitsgerichts Neu-

münster vom 18.04.2012 verwiesen. 

 

Gegen diese der Beklagten am 04.06.2012 zugestellte Entscheidung hat sie am 

27.06.2012 Berufung eingelegt, die innerhalb der verlängerten Frist begründet wur-

de. 

 

Die Beklagte ergänzt und vertieft ihr erstinstanzliches Vorbringen. Grund für die frist-

lose Kündigung sei der dringende Verdacht der Unterschlagung gewesen. Der Klä-

ger habe ausweislich des Beleges für die Röhrenfüllung (Blatt 64 der Akte) bestätigt, 

2.500 € in Münzen in das betreffende Gerät eingefüllt zu haben. Die Auslesung des 

Datenstreifens habe allerdings ergeben, dass der Kläger lediglich 2.296,20 € einge-

füllt habe. Am 28.07.2011 habe der Kläger schließlich zugegeben, „Mist gemacht" zu 

haben und zugesagt, das fehlende Geld in die Hauptkasse bar einzuzahlen. Dies sei 

aber in der Folgezeit nicht geschehen. Der Kläger versuche nun zu suggerieren, die 

fehlerhafte Befüllung sei durch eine Überlastungssituation entstanden. Das Vorbrin-

gen des Klägers sei eine reine Schutzbehauptung und auch nicht glaubhaft. Der Klä-

ger habe jahrelange Berufserfahrung. Ihr sei nicht bekannt, dass das Gerät Störun-
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gen gehabt hätte. Angesichts der Funktionsweise des Gerätes sei es auch nicht er-

klärlich, dass der Kläger mit den Beträgen, die eingefüllt oder ausgeworfen worden 

seien, durcheinandergeraten sei. Auf der üblichen Maske des Spielgerätes bei ein-

geschaltetem Spielbetrieb sei der Betrag, der sich im Geldspeicher befinde, für je-

dermann unzweifelhaft nachzulesen. Vor diesem Hintergrund sei ein Irrtum des Klä-

gers über den Einfüllbetrag höchst unwahrscheinlich. Zudem habe er schließlich ein-

geräumt, „Mist gemacht“ zu haben. Damit habe er eine Unterschlagung eingestan-

den. Die Beklagte habe auch keinerlei Veranlassung für weitere Ermittlungen gehabt, 

da der Kläger erstmals im Rahmen des Kündigungsschutzverfahrens Näheres zu 

einer Konfliktsituation mit einem Kunden und dem Imbissverkäufer sowie zum Defekt 

des Geldspielgerätes vorgebracht habe. 

 

Darüber hinaus habe der Kläger entgegen seiner Ankündigung den Differenzbetrag 

von 203,80 Euro nicht zeitnah zurückgezahlt. Auch habe das Arbeitsgericht nicht 

gewürdigt, dass er am 04.08.2011 die Mitarbeiterin W... demotiviert habe mit den 

Worten: „Du wirst wohl die nächste sein. Deine Tage sind auch gezählt.“ Die Ge-

samtschau aller Vorwürfe rechtfertige die außerordentliche fristlose Kündigung. 

 

Die Beklagte beantragt,  

 

das Urteil des Arbeitsgerichts Neumünster vom 18.04.2012 – 1 Ca 928 b/11 - 

abzuändern und die Klage insgesamt abzuweisen. 

 

Der Kläger beantragt, 

 

die Berufung zurückzuweisen. 

 

Er hält das angefochtene Urteil sowohl in tatsächlicher als auch in rechtlicher Hin-

sicht für zutreffend. Er trägt vor, das Gerät habe nachhaltige Störungen gehabt. Bei 

seiner Ankunft sei es ausgeschaltet gewesen. Gleich beim Einschalten habe es an-

gefangen, Zwei-Euro-Stücke in hohem Tempo auszuzahlen. Erst nach 2 Minuten sei 

auf dem Bildschirm die Summe sichtbar gewesen. Das Gerät habe weiterhin Zwei-

Euro-Stücke ausgezahlt. Er habe sich bemüht, die Summe zu zählen. Sodann habe 



 

 

6 

sich insgesamt die Situation in dem Imbiss zugespitzt. Der Imbissbetreiber habe dar-

auf aufmerksam gemacht, dass sein Kunde noch 1.870 € aus dem Gerät bekommen 

sollte. Der Kunde habe massiv sein Geld verlangt. Währenddessen sei er damit be-

schäftigt gewesen, auf einem kleinen Bistrotisch die Zwei-Euro-Stücke zu zählen. Die 

Summe habe mit dem gewünschten Auszahlungsbetrag nicht übereingestimmt. Die 

Uhr auf dem Gerät habe zirka 1.200 € angezeigt. Da habe der Betreiber des Imbis-

ses einen Sack voller Geld geholt und ihn auf den Bistrotisch geknallt. Er habe auch 

diese Summe zählen und parallel das Gerät befüllen müssen. Sobald von ihm 

100,00 € eingeworfen worden seien, habe sich das Gerät ausgeschaltet und sofort 

wieder eingeschaltet, um gleich danach mit dem Auszahlen von Zwei-Euro-Stücken 

weiterzumachen. Dieser Vorgang habe sich mehrfach wiederholt. Parallel dazu habe 

der Imbissbetreiber noch Geld haben wollen, mit dem er das Gerät zuvor selbst be-

füllt habe. Er habe dann gegen Quittungen Auszahlungen vorgenommen. Der ganze 

Vorgang habe etwa gute 3 Stunden gedauert. Er könne jedoch nicht ausschließen, 

dass ihm in der geschilderten chaotischen Situation ein Fehler unterlaufen sei. Des-

halb habe er die Rückzahlung angeboten und gesagt, die Beklagte solle den Betrag 

ggf. vom Gehalt abziehen. Jedenfalls habe er sich nichts angeeignet. 

 

Hinsichtlich des weiteren Vorbringens wird auf den mündlich vorgebrachten Inhalt der 

gewechselten Schriftsätze nebst Anlagen sowie die Protokolle der mündlichen Ver-

handlungen verwiesen. 

 

 

Entscheidungsgründe 

 

Die Berufung ist zulässig. Sie ist form- und fristgereicht eingereicht und innerhalb der 

Berufungsbegründungsfrist auch begründet worden.  

 

Die Berufung ist jedoch nicht begründet. Die fristlose Kündigung der Beklagten vom 

09.08.2011 hat das Beschäftigungsverhältnis nicht aufgelöst, da ein wichtiger Grund, 

der eine außerordentliche Kündigung rechtfertigen könnte, nicht vorliegt. Mit ausführ-

licher, überzeugender Begründung hat das Arbeitsgericht der Kündigungsschutzkla-

ge stattgegeben und insbesondere darauf abgestellt, dass kein dringender Tatver-
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dacht feststellbar sei, dass sich der Kläger einen Betrag in Höhe von rund 200,00 

Euro anlässlich der Befüllung eines Spielautomaten am 27.06.2011 angeeignet hat. 

Dem folgt das Berufungsgericht. Zur Vermeidung überflüssiger Wiederholungen wird 

auf die Entscheidungsgründe des angefochtenen Urteils verwiesen. Lediglich ergän-

zend und auch auf den neuen Vortrag der Parteien eingehend, wird Folgendes aus-

geführt: 

 

1.Gemäß § 626 Abs. 1 BGB kann das Arbeitsverhältnis aus wichtigem Grund ohne 

Einhaltung einer Kündigungsfrist gekündigt werden, wenn Tatsachen vorliegen, auf  

Grund derer dem Kündigenden unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfal-

les und unter Abwägung der Interessen beider Vertragsteile die Fortsetzung des Ar-

beitsverhältnisses bis zum Ablauf der Kündigungsfrist nicht zugemutet werden kann.  

 

a.) Das Gesetz kennt folglich keine „absoluten“ Kündigungsgründe. Vielmehr ist jeder 

Einzelfall gesondert zu beurteilen. Dafür ist zunächst zu prüfen, ob der Sachverhalt 

ohne seine besonderen Umstände „an sich“, das heißt typischerweise als wichtiger 

Grund geeignet ist. Alsdann bedarf es der weiteren Prüfung, ob dem Kündigenden 

die Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses unter Berücksichtigung der konkreten Um-

stände des Falls und unter Abwägung der Interessen beider Vertragsteile - jedenfalls 

bis zum Ablauf der Kündigungsfrist - zumutbar ist oder nicht (BAG vom 10.06.2010 

- 2 AZR 541/09 - zitiert nach Juris Rz 16 mit einer Vielzahl von Nachweisen). 

 

b.) Dem Sinn und Zweck des wichtigen Grundes zur außerordentlichen Kündigung 

des Arbeitsverhältnisses entspricht es, dass auch bei einem abstrakt durchaus er-

heblichen Verhalten doch noch in jedem konkreten Einzelfall eine Abwägung aller für 

und gegen die Lösung des Arbeitsverhältnisses sprechenden Gründe erfolgt (BAG 

vom 23.01.1963 - 2 AZR 278/62 = AP Nr. 8 zu § 124 a GewO). Bei der Prüfung des 

wichtigen Grundes kommt es nicht darauf an, wie ein bestimmtes Verhalten straf-

rechtlich zu würdigen ist, sondern darauf, ob der Gesamtsachverhalt die Fortsetzung 

des Arbeitsverhältnisses unzumutbar macht (BAG vom 27.01.1977 - 2 ABR 77/96 = 

AP Nr. 7 zu § 103 BetrVG 1972; BAG AP Nr. 13 zu § 626 BGB). Zweck einer Kündi-

gung wegen einer Vertragsverletzung darf regelmäßig nicht die Sanktion einer Ver-

tragsverletzung sein. Die Kündigung dient der Vermeidung des Risikos weiterer Ver-
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tragsverletzungen (BAG vom 23.06.2009 - 2 AZR 103/08 - zitiert nach Juris). Das ist 

unter dem Gesichtspunkt der negativen Zukunftsprognose zu betrachten. Die Darle-

gungs- und Beweislast für das Vorliegen eines Kündigungsgrundes trägt der Arbeit-

geber. 

 

c.) Im Rahmen der erforderlichen Interessenabwägung und Einzelfallprüfung sind alle 

für das jeweilige Vertragsverhältnis in Betracht kommenden Gesichtspunkte zu be-

werten. Dazu gehören u.a. das gegebene Maß der Beschädigung des Vertrauens, 

das Interesse an der korrekten Handhabung von Geschäftsanweisungen, das vom 

Arbeitnehmer in der Zeit seiner unbeanstandeten Beschäftigung erworbene „Ver-

trauenskapital“ ebenso wie ggf. die wirtschaftlichen Folgen des Vertragsverstoßes. 

Ferner können das Bestehen einer Wiederholungsgefahr, das Maß der dem Arbeit-

geber entstandenen Schädigung und auch die Frage in Betracht kommen, ob dem 

Verhalten des Arbeitnehmers eine besondere Verwerflichkeit innewohnt (BAG vom 

27.04.2006 - 2 AZR 415/05 - zitiert nach Juris, Rz 19 m.w.N.). Eine abschließende 

Aufzählung ist nicht möglich. Insgesamt muss sich die sofortige Auflösung des Ar-

beitsverhältnisses als angemessene Reaktion auf die eingetretene Vertragsstörung 

erweisen. Unter Umständen kann auch eine Abmahnung als milderes Mittel zur Wie-

derherstellung des für die Fortsetzung des Vertrages notwendigen Vertrauens aus-

reichen, um einen künftig wieder störungsfreien Verlauf des Arbeitsverhältnisses zu 

bewirken (BAG vom 10.06.2010 - 2 AZR 551/09 - zitiert nach Juris Rz 35 ff). 

 

d.) Grundsätzlich kann nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichtes nicht 

nur eine erwiesene Vertragsverletzung, sondern auch schon der schwerwiegende 

Verdacht einer strafbaren Handlung oder einer sonstigen Verfehlung ein wichtiger 

Grund zur außerordentlichen Kündigung gegenüber dem verdächtigten Arbeitnehmer 

sein. Eine Verdachtskündigung liegt dann vor, wenn und sobald der Arbeitgeber sei-

ne Kündigung damit begründet, gerade der Verdacht eines (nicht erwiesenen) straf-

baren Verhaltens habe das für die Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses erforderliche 

Vertrauen zerstört (ständige Rsp d. BAG; vgl. nur BAG v. 26.09.2002 – 2 AZR 424/02 

= AP Nr. 37 zu § 626 BGB Verdacht strafbarer Handlung ;BAG v. 05.04.2001 – 2 

AZR 217/00 = AP Nr. 34 zu § 626 BGB Verdacht strafbarer Handlung; BAG v. 

20.08.1997 – 2 AZR 620/96 = AP Nr. 27 zu § 626 BGB Verdacht strafbarer Hand-
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lung;BAG v. 14.09.1994 – 2 AZR 164/94 = AP Nr. 24 zu § 626 BGB Verdacht straf-

barer Handlung). Der Verdacht einer strafbaren Handlung stellt gegenüber dem Vor-

wurf, der Arbeitnehmer habe die Tat begangen, einen eigenständigen Kündigungs-

grund dar. Bei der Verdachtskündigung sind objektive Tatsachen, die für den Verlust 

des zur Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses notwendigen Vertrauens ursächlich 

sind, der Kündigungsgrund. § 626 Abs. 1 BGB lässt im Fall des Verdachts einer 

Straftat eine außerordentliche Kündigung dann zu, wenn sich starke Verdachtsmo-

mente auf objektive Tatsachen gründen; wenn die Verdachtsmomente geeignet sind, 

das für die Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses geforderte Vertrauen zu zerstören 

und wenn der Arbeitgeber alle zumutbaren Anstrengungen zur Aufklärung des Sach-

verhalts unternommen hat, insbesondere dem Arbeitnehmer Gelegenheit zur Stel-

lungnahme gegeben hat (vgl. BAG AP Nr. 23, 24 und 25 zu § 626 BGB Verdacht 

strafbarer Handlung). Der Verdacht muss objektiv durch bestimmte, im Zeitpunkt der 

Kündigung vorliegende (Indiz-) Tatsachen begründet sein. Der Verdacht muss sich 

aus Umständen ergeben, die so beschaffen sind, dass sie einen verständigen und 

gerecht abwägenden Arbeitgeber zum Ausspruch der Kündigung veranlassen kön-

nen. Er muss darüber hinaus schwerwiegend sein. Es ist zu prüfen, ob eine große 

Wahrscheinlichkeit dafür spricht, dass der gekündigte Arbeitnehmer eine Straftat be-

gangen hat (LAG Schleswig-Holstein v. 25.02.2004 – 3 Sa 491/03; KR-Fischermeier, 

Gemeinschaftskommentar zum KSchG, 6. Aufl. Rnd Ziff. 212 u. 214 zu § 626 BGB 

sowie KR-Etzel, Rnd Ziff. 508 zu § 1 KSchG, jeweils m.w.N).  

 

2. Vor diesem rechtlichen Hintergrund ist die außerordentliche Kündigung der Be-

klagten unwirksam. Die gegenüber dem Kläger erhobenen Vorwürfe rechtfertigen 

eine fristlose Beendigung des Arbeitsverhältnisses nicht. Unter Berücksichtigung der 

konkreten Einzelfallsituation ist dem Beklagten die Fortsetzung des Arbeitsverhält-

nisses bis zum Auslaufen der Kündigungsfrist zumutbar. 

 

a.) Die von der Beklagten vorgetragenen Tatsachen begründen auch nach Auffas-

sung des Berufungsgerichts nicht den hinreichend dringenden Tatverdacht bzw. eine 

hinreichend große Wahrscheinlichkeit dafür, dass der Kläger tatsächlich Geld unter-

schlagen hat. Es bestehen diverse verschiedene Möglichkeiten, mit denen die Diffe-
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renz zwischen den Eintragungen auf dem vom Kläger ausgefüllten Gerätebeleg und 

dem Datenstreifen des Gerätes erklärt werden kann. 

 

aa.) Es besteht die nicht von der Hand zu weisende Möglichkeit, dass der Geldbetrag 

gar nicht fehlt. Der Kläger hat das Bestehen eines Fehlbetrages bestritten. Die Be-

klagte hat einen Fehlbetrag nur auf Basis von zwei Dokumenten „errechnet“. Diese 

Berechnung erfolgte auch noch beliebig, denn der von der Beklagten genannte Fehl-

betrag stimmt nicht mit den Angaben auf dem Datenträger überein. Die Beklagte hat 

den tatsächlichen Geldbestand in dem Spielautomaten nicht nachgezählt. Es ist da-

her bereits nicht zwingend davon auszugehen, dass der Beklagten überhaupt Geld 

fehlt. 

 

bb.) Hierzu wäre die Beklagte jedoch verpflichtet gewesen. Das gilt auch dann, wenn 

zu ihren Gunsten unterstellt wird, dass der Kläger in dem Anhörungsgespräch keine 

näheren Angaben dazu gemacht hat, warum er vor Ort durcheinander gekommen ist. 

Die Beklagte hat vorgetragen, ihr sei nicht bekannt, dass das Gerät Störungen ge-

habt habe. Der von der Beklagten ausgewertete Datenträger (Anlage K 5) weist für 

den 27.06.2011 diverse Error-Meldungen aus. Das springt sofort ins Auge. Hierüber 

setzt sich die Beklagte schlicht hinweg. Allein schon auf Grund dieser Fallkonstellati-

on kann sie sich nicht darauf berufen, ihr sei von Störungen nichts bekannt. Die Be-

klagte ignoriert die Error-Meldungen und geht einseitig zu Lasten des Klägers davon 

aus, dass sie nichts zu bedeuten haben. Es ist jedoch nicht auszuschließen, dass 

das Gerät nachhaltige Störungen hatte. Ebenso wenig ist auszuschließen, dass die-

se Störungen zu fehlerhaften Anzeigen und Aufzeichnungen geführt haben. Letz-

tendlich kann nicht ausgeschlossen werden, dass der Kläger tatsächlich aufgrund 

dieser Error-Vorgänge nachhaltig durcheinandergeraten ist, weil er mit dem Stress 

nicht mehr klar kam. Damit hat die Beklagte aber nicht alle zumutbaren Anstrengun-

gen zur Aufklärung des Sachverhalts unternommen, wozu sie jedoch bei einer Ver-

dachtskündigung nach der höchstrichterlichen Rechtsprechung verpflichtet ist. Sie ist 

nicht mit dem Maßstab eines besonnenen, verständigen und gerecht abwägenden 

Arbeitgebers vorgegangen. Im Gegenteil, sie hat auf dem Datenträger ausgewiesene 

Fakten zu Lasten des Klägers schlicht ausgeblendet.  
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cc.) Der Kläger hat vorgetragen, dass das gestörte Gerät den Füllbestand nicht kor-

rekt ausgewiesen habe und die Zähluhr sich im Zusammenhang mit dem mehrfachen 

Ein- und Ausschalten des Gerätes wiederholt erst verspätet betätigt habe, obgleich 

es schon Zwei-Euro-Stücke in hohem Tempo ausgezahlt habe. Die Beklagte hat das 

bestritten und den „Normalfall“ geschildert. Das ist unzureichend. Der Kläger hat sich 

auf den „Ausnahmefall“ berufen. Die Beklagte ist darlegungs- und beweisbelastet für 

das Vorliegen des Kündigungsgrundes. Sie hätte daher vortragen und beweisen 

müssen, dass kein Ausnahmefall vorlag. 

 

dd.) Die Beklagte ordnet das Vorbringen des Klägers schlicht als Schutzbehauptung 

ein und stützt sich auf seine Äußerung in dem Gespräch vom 28.7.2011 „da habe er 

wohl Mist gemacht“. Hieraus leitet sie ab, der Kläger habe eine Unterschlagung ein-

geräumt. Jedenfalls habe man das so verstehen müssen und dürfen. Nach der Über-

zeugung der Kammer ist dieser Satz keineswegs zwingend dahingehend zu verste-

hen, dass der Kläger mit seiner unstreitigen Äußerung eine Unterschlagung einräu-

men wollte. Er ist vom Horizont eines besonnenen Arbeitgebers vielmehr dahinge-

hend zu verstehen, dass ein möglicher Fehler eingeräumt wurde. Anhaltspunkte für 

das Eingestehen einer Zueignung des Betrages ergeben sich hieraus auch nicht an-

satzweise. Gleiches gilt ebenso für das Angebot des Klägers, den Betrag ggf. erstat-

ten zu wollen. Es gibt eine Vielzahl von Fallkonstellationen, in denen Arbeitnehmer 

Beträge an ihren Arbeitgeber erstatten, obwohl sie diese nicht schulden. Dem Kläger 

war in den letzten Monaten vor Ausspruch der Kündigung diverse Male der Ab-

schluss eines Aufhebungsvertrages nahegelegt worden. Von ihm war erst drei Tage 

vor dem Gespräch, nämlich bei Abschluss des Abwicklungsvertrages, absolutes 

Wohlverhalten während des Laufs der Kündigungsfrist verlangt worden, damit er die 

Abfindung erhalte. 

 

ee.) Das Arbeitsgericht hat im Rahmen der Würdigung des Sachverhaltes auch zu-

treffend zu Lasten der Beklagten festgestellt, dass diese es unterlassen hat, den Im-

bissbetreiber zu befragen. Hierzu wäre sie jedoch verpflichtet gewesen, denn ein be-

sonnener Arbeitgeber darf im Rahmen der notwendigen Sachverhaltsaufklärung vor 

Ausspruch einer außerordentlichen Kündigung nicht nur die Fakten zu Lasten des 

Arbeitnehmers zusammentragen, muss vielmehr auch überprüfen, ob es entlastende 
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Fakten gibt, die gegen den Verdacht sprechen. Das gilt gerade angesichts der un-

streitig dokumentierten Error-Meldungen des Spielgerätes. 

 

ff.) Letzten Endes fehlen auch jegliche Anhaltspunkte für das notwendige Vorliegen 

einer Zueignungsabsicht des Klägers. Auch hierauf hat das Arbeitsgericht zutreffend 

hingewiesen.  

 

3. Bereits vor diesem tatsächlichen und rechtlichen Hintergrund kann nicht vom Vor-

liegen eines dringenden Verdachtes für das Vorliegen eines strafbaren Verhaltens 

des Klägers ausgegangen werden. Es gibt hinreichende Anhaltspunkte dafür, dass 

die Differenz auf den beiden von der Beklagten ausgewerteten Belegen auf einem 

anderen Sachverhalt als einem Eigentumsdelikt beruhen kann. Dann aber fehlt der 

dringende Tatverdacht. Auf Verhältnismäßigkeitsgesichtspunkte der Kündigung unter 

Berücksichtigung des langjährigen Bestehens des Arbeitsverhältnisses war deshalb 

vorliegend nicht mehr einzugehen. 

 

4. Die außerordentliche Kündigung ist auch nicht bei einer Gesamtschau aller Vor-

würfe gerechtfertigt. Dass der Kläger die 200,00 Euro nicht zurückgezahlt hat, stellt 

keinen Grund für die außerordentliche fristlose Kündigung des 28 Jahre lang beste-

henden Arbeitsverhältnisses dar. Es kann dahinstehen, ob der Kläger die Einzahlung 

bedingungslos zugesagt hat oder wie die Parteien in Bezug auf eine Rückzahlung 

verblieben sind. Es steht noch nicht einmal fest, ob der Beklagten der Betrag tatsäch-

lich fehlt. Zudem ist ein Arbeitnehmer nicht per se verpflichtet, etwaige Mankobeträge 

auszugleichen. Selbst wenn eine Zahlungspflicht bestanden hätte, rechtfertigt die 

Nichterfüllung einer solchen Pflicht nicht die außerordentliche fristlose Kündigung des 

28 Jahre lang bestehenden Arbeitsverhältnisses. Eine derartige Reaktion ist unver-

hältnismäßig.  

 

Auch die Äußerung des Klägers zu Frau W... stellt keine arbeitsvertragliche Pflicht-

verletzung dar. Es existiert Meinungsfreiheit. Eine Meinung darf auch geäußert wer-

den. Abgesehen davon gibt es mildere Mittel, wie Ermahnungen, Abmahnungen etc., 

auf die zunächst zurückgegriffen werden muss, bevor ein Arbeitsverhältnis gekündigt 

werden kann. Letztere liegen unstreitig nicht vor, müssten zudem einschlägig sein. 
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5. Aus den genannten Gründen ist der Kündigungsschutzklage zu Recht stattgege-

ben worden. Die Berufung der Beklagten war daher zurückzuweisen. 

 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 ZPO. 

 

Die Revision war nicht zuzulassen. Voraussetzungen des § 72 Abs. 2 ArbGG liegen 

nicht vor. Vorliegend handelt es sich ausschließlich um eine Einzelfallentscheidung. 

 

gez. …  gez. …  gez. … 


